


















































pen erschlossen, so dafB der KBW mitt-
lerweile in nahezu alle geselischaftli-
chen Bereiche hineinwirki. Heute ver-
flgt etwa noch die Halfte der KBW-An-
hanger Uber Hochschulbildung oder
Hochschulreife. Um dies zu verschlei-
ern, wird anstelle des tatsachlichen Be-
rufs haufig die Bezeichnung »Arbeiter«
angegeben. Das Durchschnittsalter der
aktiven KBW-Mitglieder liegt deutlich
unter 30 Jahren.

Bei der Aufnahme neuer Mitglieder
ist der KBW sehr zuriickhaltend. Der
Mitgliedschaft sind lange Zeiten der
Bewahrung vorgeschaltet. Der Nach-
wuchs wird vor allem an Universitaten,
Schulen und Jugendeinrichtungen ge-
worben.

Der KBW ist — wie alle marxistisch-
leninistischen Parteien — nach dem
Prinzip des »demokratischen Zentra-
lismus« organisiert. Oberstes Organ ist
formal die »Zentrale Delegiertenkonfe-
renz«. Sie wird jedoch nur alle zwei
Jahre zusammengerufen, um Uber
Programm und Statut zu beschlieBen
und das »Zentrale Komitee« zu wahlen.
Dieses wiederum leitet die gesamte Ta-
tigkeit der Organisation und ist daher
praktisch das oberste Organ. Nachge-
ordnet sind die Regionen Nord, West
und Sid, die sich wiederum in Bezirke
untergliedern. Auf Leitungsebene ver-
fligen diese ebenfalls Uber einen stan-
digen AusschuB und liber jeweils einen
Sekretar. In Schleswig-Holstein sind
dem Regionalverband Nord (in Hanno-
ver) die Bezirksverbande Holstein und
Westkuste angegliedert. Als Grundein-
heiten der Organisation arbeiten Zellen.
Jedes Leitungsorgan in den Zellen be-
darf der Bestatigung durch das jeweils
héhere Leitungsorgan. Damit wird der
Grundsatz des »demokratischen Zen-
tralismus« strikt verwirklicht.

Wegen ihres Fanatismus und des re-
volutionaren  SendungsbewuBtseins
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kann der KBW von seinen Mitgliedern
groBe Opferbereitschaft erwarten und
verlangen. In der Tat fordern die Kader
des KBW von Mitgliedern und Anhén-
gern standige Einsatzbereitschaft, Ab-
fihrung des gesamten Einkommens
von einer bestimmten Grenze ab und
die bedingungslose Ausfihrung von
Befehlen. Sie Uben bestimmenden Ein-
fluB auf die Wahl von Wohnort, Berufs-
ausbildung, Arbeitsplatz und sogar des
Ehepartners aus. Ein Privatleben im
ublichen Sinne gibt es fiir einen groBen
Teil der Anhénger des KBW nicht mehr.
Oft erkennen Anhénger erst nach lan-
gerer Zeit, in welches totale Abhangig-
keitsverhéltnis sie geraten sind und wie
sehr sie durch einen zahlenmaBig ge-
ringen Funktiondrskader ausgenuizt
werden.

Da der KBW den Staat mit Waffen-
gewalt zerschlagen will, ist es fir ihn
besonders wichtig, Bundeswehr und
Polizei zu zersetzen und zu schwa-
chen. Andererseits sollen die Mitglieder
des KBW ihren Wehrdienst leisten, um
sich durch das Erlernen des Waffen-
handwerks das notwendige Ristzeug
fir den bewaffneten Volkskrieg anzu-
eignen. Die Schulung fir den bewaffne-
ten Kampf findet in »Soldaten- und Re-
servisten-Komitees« (SRK) statt. So-
wohl die Zahl wie auch die Aktivitdten
der SRK haben in der letzten Zeit —
auch in Schleswig-Holstein — wesent-
lich zugenommen.

Entsprechend der marxistisch-leni-
nistischen Strategie wird der Arbeit und
dem Kampf in den Gewerkschaften und
in den Betrieben eine bedeutende Rolle
zugemessen. Wie hoch der KBW diese
Arbeit bewertet, macht folgende Aus-
sage deutlich: »Unsere Mitglieder wer-
den alles unterschreiben, was notwen-
dig ist, um in den Gewerkschaften zu
bleiben, um in ihnen um jeden Preis
kommunistische Arbeit zu leisten.«




e
Bestrebungen nach einer
Aktionseinheit

Die maoistischen Organisationen der
Neuen Linken sind nach wie vor ideolo-
gisch zerstritten. Der Beschlul} des
CDU-Bundesvorstandes vom Septem-
ber 1977, Uber den Bundesrat einen
Verbotsantrag beim Bundesverfas-
sungsgericht gegen die vier K-Gruppen
zu stellen, brachte jedoch zeitweilig
Bewegung in die starren Abgrenzun-
gen. Dahinter stand die Beflrchtung,
dal? durch die drohende Beschrankung
auf den illegalen Untergrundkampf das
gemeinsame Ziel, das Verfassungssy-
stem der Bundesrepublik Deutschland
gewaltsam zu beseitigen, erschwert
und verzdgert wirde. Heftige Polemik
und Angriffe gegen den gesamten
»Staatsapparat der Bourgeoisie und fur
seine Handlanger« waren einheitliches
Kennzeichen fur die Reaktion der K-
Gruppen.

Die KPD bezeichnete den Beschluf3
als »unverhillten Angriff auf die ge-
samte Arbeiterbewegung« und als ei-
nen »einschneidenden neuen Schritt in
einer Reihe reaktionarer Verbots-, Un-
terdriickungs- und Gesetzesmal3nah-
men der letzten Jahre«. Sie forderte
eine »breite Aktionseinheit«, denn ein
Verbot der Marxisten und Leninisten
bedeute zugleich eine »Einschrankung
der Organisationsfreiheit anderer de-
mokratischer Gruppenc.

Nach Auffassung des KBW ist der
Beschlu3 ein weiterer Beweis fur den
von der Bourgeoisie geférderten »Ter-
ror als Methode«.

Die KPD/ML betonte, sie werde sich
durch kein Verbot aus Betrieben, Ge-
werkschaften, Schulen, Universitaten
und Kasernen vertreiben lassen. Sie
lieR verlauten: »Wir sind auf ein solches
Verbot vorbereitet und werden unseren

Kampf.. . unbeirrt weiterfiihren. Trotz
Verbot.«

Der KB wurde auch in der Verbots-
diskussion seiner Rolle als die dem ter-
roristischen Bereich am néachsten ste-
hende K-Gruppe gerecht. In einer Stel-
lungnahme heifdt es, ein Verbot wirde
zur Folge haben, daf? der terroristische
Kader vervielfacht werde. Uberdies
werde eine qualitative Anderung der
»Terrorszene« durch »Zufuhr politisch
erfahrener Kampfer« eintreten. Um
drohende VerbotsmaflRnahmen  wir-
kungsvoll bekdmpfen zu kénnen, sei
eine breite Aktionseinheit aller »demo-
kratischen Gruppen« vonnéten.

Die einhellige Ablehnung des Be-
schlusses des CDU-Bundesvorstan-
des filhrte schlieRlich zu einer Protest-
demonstration am 8. Oktober 1977 in
Bonn, an der 15 000 Personen teilnah-
men. Hierbei verhielt sich lediglich der
KB offiziell zurtickhaltend, da nach sei-
ner Meinung zu wenig versucht worden

war, um Unterstiitzung bei anderen ex-

tremistischen und demokratischen
Kraften zu werben. Nachfolgende Ver-
suche, die in dieser Protestdemonstra-
tion effektiv gewordenen Anséatze zu ei-
ner wirkungsvollen und dauerhaften
Aktionseinheit auszubauen, schlugen
jedoch fehl. Dies schlief3t nicht aus, dafd
aus aktuellen Anlassen erneut Aktions-
einheiten gebildet werden, wie dies
z. B. in einer Erklarung von KBW und
KPD zu den Hamburger Birger-
schaftswahlen deutlich wurde:

»In  Ubereinstimmung mit unseren
kommunistischen Prinzipien streben
wir, KBW und KPD, den Aufbau einer
Front an, die Demokraten, Antifaschi-
sten, Sozialisten und Kommunisten im
Kampf fur die Rechte der Arbeiter-
klasse und des Volkes zusammen-
schlief3t.«
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es nicht nur, Linksextremisten den Weg
in den offentlichen Dienst zu ermdgli-
chen, sondern auch, die Bundesrepu-
blik Deutschland im In- und Ausland als
»faschistischen« Unterdriickungsstaat
zu diskreditieren. Das in den Beamten-
gesetzen des Bundes und der Lander
sowie in Tarifvertragen als Tatigkeits-
voraussetzung im offentlichen Dienst
geforderte aktive Eintreten fir die frei-
heitliche demokratische Grundordnung
dient den Extremisten zu einer umfas-
senden Diffamierung unseres Staates
und seiner Organe. Bei den Kampa-
gnen gegen die sogenannten Berufsver-
bote offenbart sich die von der Deut-
schen Kommunistischen Partei (DKP)
verfolgte Blndnispolitik besonders
deutlich. Dabei versteht es die DKP wie
auch bei anderen Aktionen (z. B. fiir die
Abrlstung, gegen Kernkraftwerke, ge-
gen die Verhaltnisse in Chile), durch
geschickte Regie aus dem Hintergrund
zu operieren und ihren kommunisti-
schen EinfluB zu verschleiern. Die
Grundung und Forderung von Initiati-
ven und Komitees vielfaltiger Art mit
dem Ziel, Nichtkommunisten fiir die
Ziele der Partei eintreten zu lassen, ge-
hort zur hergebrachten Taktik kommu-
nistischer revolutionarer Strategie. In
zahlreichen Komitees spielen Blrger
unseres Landes, ohne sich dessen be-
wuBt zu sein, die Rolle der »nutzlichen
Idioten« (Lenin) flir den Kommunismus.

Zur Verschleierungstaktik der DKP
gehort es auch, daB zahlreiche Initiati-
ven nicht von ihr selbst, sondern von
Hilfsorganisationen ergriffen werden.
So ging die Bewegung gegen die »Be-
rufsverbote« im wesentlichen auf Akti-
vitaten der Deutschen Friedens Union
(DFU) zurlick. Diese griindete 1973 die
inzwischen  bundesweite Initiative
»Weg mit den Berufsverboten«. In dem
geschaftsfiihrenden ArbeitsausschuB
wirken zur Halfte Mitglieder von Orga-
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nisationen, die der DKP nahestehen
oder von ihr beeinfluBt sind. Dies wird
jedoch bewuBt verschwiegen.

Uber die vielen Demonstrationen,
Kundgebungen, Pressekonferenzen,
Diskussionen, Foren, Aktionstage und
Filmvorfihrungen, an denen verschie-
dentlich auch Vertreter auslandischer
Organisationen teilnahmen, berichtete
die Presse des Ostblocks, insbeson-
dere der DDR, regelméBig und ausfiihr-
lich.

Eine kommunistisch initiierte und
standig aktive Bewegung gegen Be-
rufsverbote gibt es in Schleswig-Hol-
stein seit 1973. Die Halfte der Funktio-
nare sind Mitglieder der DKP und der
von ihr beeinfluBten Organisationen.
Ortliche  »Berufsverbots-Initiativen«
gab es 1977 in folgenden schleswig-
holsteinischen Orten: Kiel, Flensburg,
Neuminster, Itzehoe, Elmshorn,
Barmstedt, Pinneberg, Liibeck, Nor-
derstedt, Bad Segeberg, Schleswig,
Niebiill. Uber die Halfte der Sprecher
der bekannten ortlichen Initiativen ge-
horten 1977 orthodox-kommunisti-
schen Organisationen an. Dies gilt auch
fir die Mehrzahl der sonstigen aktiven
Mitarbeiter der ortlichen Initiativen. Im
Mittelpunkt der Propagandaarbeit ste-
hen die Herausgabe von Flugblattern,
ortliche Veranstaltungen und Unter-
schriffensammlungen gegen »Berufs-
verbote«.

Es ist unverkennbar, daB das stan-
dige Hochspielen angeblicher Berufs-
verbotsfille in der staatsbejahenden
Offentlichkeit Wirkung erzielt hat, wobei
unterschiedliche, teils widerspre-
chende gerichtliche Entscheidungen
eine nicht unwesentliche Rolle gespielt
haben. Die Wirkungsmdoglichkeiten ei-
nes engagierten, revolutionaren Kom-
munisten im offentlichen Dienst — und
sei er auch nur in untergeordneter
Funktion tatig — scheinen in weiten Be-


























































	Verfassungsschutz in Schleswig-Holstein 1977
	Zum Geleit
	Inhaltsverzeichnis
	Vorbemerkung
	Gesetz über den Verfassungsschutz im Lande Schleswig-Holstein
	A Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
	1 Kriterien der Verfassungsfeindlichkeit
	2 Verfassungsfeindlichkeit des Linksextremismus und des Rechtsextremismus

	B Diffamierung und Isolierung des Staates und der staatstragenden Kräfte
	1 Terrorismus
	2 Neue Linke
	3 Zur Lage an den Hochschulen
	4 Die kommunistisch gelenkte »Berufsverbots«-Kampagne
	5 Der Versuch, die Bundesrepublik Deutschland mit Hilfe des »Russell-Tribunals» in der westlichen Welt zu isolieren
	6 Der Mißbrauch der »Anti-Kernkraft-Bewegung« als Ansatzpunkt für die Schaffung einer revolutionären Situation
	7 Rechtsextremismus in Schleswig-Holstein

	C Spionageabwehr
	D Anhang
	1 Rechtsextremistische Organisationen in Schleswig-Holstein
	2 Linksextremistische Organisationen in Schleswig-Holstein
	3 Politisch-extremistische Ausländerorganisationen in Schleswig-Holstein
	4 Kandidaten extremistischer Parteien für die Kommunalwahl am 5. März 1978


